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 78/205. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene 
 
 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen, 

 
der Auswirkungen eines bewaffneten Konflikts, von Situationen allgemeiner Gewalt, Men-
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 ihrer tiefen Besorgnis darüber Ausdruck verleihend, dass Binnenvertriebenen auf der 
Flucht vor Konflikten Gefahr durch Landminen, explosive Kampfmittelrückstände und be-
helfsmäßige Sprengvorrichtungen droht, was in bestimmten Fällen ihre freiwillige Rück-
kehr, ihre Integration vor Ort und ihre Neuansiedlung und die sichere Erbringung humani-
tärer Hilfe behindert, und feststellend, wie dringend notwendig es ist, für Schutz vor Land-
minen und anderen explosiven Kampfmittelrückständen zu sorgen und die Aufnahmege-
meinschaften und lokalen Organisationen zu unterstützen, 

 mit dem Ausdruck besonderer Besorgnis darüber, dass viele binnenvertriebene Kinder, 
insbesondere Mädchen, aufgrund von Angriffen auf Schulen, beschädigter oder zerstörter 
Schulgebäude, Unsicherheit, verbreiteter Gewalt, insbesondere geschlechtsspezifischer Ge-
walt, in und im Umfeld von Schulen, Verlust von Ausweispapieren, Sprachbarrieren und 
Diskriminierung in allen Phasen der Vertreibung keinen Zugang zu Bildung haben, 

 sowie mit dem Ausdruck besonderer Besorgnis darüber, dass viele Binnenvertriebene, 
darunter Frauen, Männer, Mädchen und Jungen, in allen Phasen der Vertreibung nicht die 
Gesundheitsversorgung erhalten, die sie benötigen, einschließlich psychischer Gesundheits-
versorgung und psychosozialer Unterstützung, 

 anerkennend, dass Katastrophen, einschließlich derjenigen, die mit den nachteiligen 
Auswirkungen der Klimaänderungen im Zusammenhang stehen, an Zahl, Ausmaß und Häu-
figkeit zugenommen haben, was in bestimmten Fällen zu Vertreibung beitragen und den 
Druck auf die Aufnahmegemeinschaften erhöhen kann, den Vereinten Nationen und allen 
maßgeblichen Akteuren nahelegend, in Zusammenarbeit mit den nationalen Regierungen 
verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, die darauf abzielen, den Bedürfnissen von Men-
schen gerecht zu werden, die aufgrund von Naturkatastrophen, einschließlich durch den  
Klimawandel verschärfter Naturkatastrophen, zu Binnenvertriebenen wurden, und in dieser 
Hinsicht feststellend, wie wichtig es ist, bewährte Verfahren auszutauschen, um solche Ver-
treibung 
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die Hilfe für Binnenvertriebene in Afrika darstellt, und die Abhaltung der ersten Konferenz 
der Vertragsstaaten des Übereinkommens im April 2017 begrüßend, 

 Kenntnis nehmend vom Rahmen des Ständigen interinstitutionellen Ausschusses für 
dauerhafte Lösungen für Binnenvertriebene13 und Kenntnis nehmend von dem Beschluss 
des Grundsatzausschusses des Generalsekretärs vom 4. Oktober 2011 zur Billigung des vor-
läufigen Rahmens zur Beendigung der Vertreibung nach Konflikten, 

 unterstreichend, dass den zuständigen Einrichtungen der Vereinten Nationen und hu-
manitären Organisationen gemäß dem Völkerrecht der sichere und ungehinderte humanitäre 
Zugang zu Binnenvertriebenen, insbesondere denjenigen, die sich in Konfliktgebieten auf-
halten, gewährt werden muss, 

 in Anbetracht dessen, dass die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung14 darauf 
zielt, den Bedürfnissen der Schwächsten, einschließlich der Binnenvertriebenen, gerecht zu 
werden, und dass die Deckung der Bedürfnisse der Binnenvertriebenen den Ländern dabei 
helfen kann, ihre allgemeinen Entwicklungsziele zu verwirklichen, 

 feststellend, dass die Zahl der Binnenvertriebenen außerhalb von Lagern und in städ-
tischen Gebieten zunimmt und ihre unmittelbaren und langfristigen Bedürfnisse ebenso ge-
deckt werden müssen wie die Bedürfnisse von Aufnahmefamilien, und anerkennend, wie 
wichtig die auf der Konferenz der Vereinten Nationen über Wohnungswesen und nachhal-
tige Stadtentwicklung (Habitat III) verabschiedete Neue Urbane Agenda15 ist,  

 Kenntnis nehmend vom ersten Humanitären Weltgipfel, der am 23. und 24. Mai 2016 
in Istanbul (Türkiye) abgehalten wurde, und außerdem Kenntnis nehmend von dem Bericht 
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anderem nach Geschlecht, Alter, einer Behinderung und Ort aufgeschlüsselte Langzeitdaten 
betreffend Binnenvertriebene und die Auswirkungen neuer und langfristiger Vertreibung auf 
die Aufnahmegemeinschaften erhoben werden müssen, um die Grundsatzpolitik, die Pro-
grammierung, die vorbeugenden Maßnahmen und die Reaktionsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Binnenvertreibung zu verbessern und die Herbeiführung dauerhafter Lösungen zu för-
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 3. legt der Sonderberichterstatterin nahe, im Wege eines kontinuierlichen Dialogs 
mit den Regierungen und allen in Betracht kommenden zwischenstaatlichen und nichtstaat-
lichen Organisationen auch weiterhin die Gründe für die Binnenvertreibung zu analysieren 
und sich laufend über die Bedürfnisse und Menschenrechte der Vertriebenen zu informieren, 
einschließlich der Bedürfnisse derjenigen, die sich möglicherweise in besonders verwund-
baren Situationen befinden, insbesondere Frauen, Kinder, ältere Menschen und Menschen 
mit Behinderungen, über den Stand der Notfallvorsorge und über Möglichkeiten zur Ver-
besserung des Schutzes und der Hilfe, unter anderem durch die Stärkung der Rolle der natio-
nalen Menschenrechtsinstitutionen, soweit angezeigt, und des Schutzes Binnenvertriebener 
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der Staaten für den Schutz und die Hilfe für die in ihrem Hoheitsbereich befindlichen Bin-
nenvertriebenen; 

 20. fordert die Staaten auf, in Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen 
und anderen Interessenträgern insbesondere die volle und sinnvolle Mitwirkung binnenver-
triebener Frauen auf allen Ebenen von Entscheidungsprozessen und an allen Aktivitäten, die 
sich direkt auf ihr Leben auswirken, vorzusehen und zu unterstützen, und zwar in Bezug auf 
alle Aspekte der Binnenvertreibung, einschließlich der Förderung und des Schutzes der 
Menschenrechte, der Verhütung von Menschenrechtsverletzungen und der Gestaltung und 
Umsetzung von dauerhaften Lösungen, Friedensprozessen, Friedenskonsolidierung, Un-
rechtsaufarbeitung, Wiederaufbau nach Konflikten und Entwicklung; 

 21. legt allen in Betracht kommenden Organisationen der Vereinten Nationen und 
den auf dem Gebiet der humanitären Hilfe, der Menschenrechte und der Entwicklung tätigen 
Organisationen nahe, ihre Zusammenarbeit und Koordinierung über den Ständigen interin-
stitutionellen Ausschuss und die Landesteams der Vereinten Nationen in Ländern, in denen 
Situationen der Binnenvertreibung bestehen, zu verstärken und der Sonderberichterstatterin 
jede erdenkliche Hilfe und Unterstützung zukommen zu lassen, und ersucht die Sonderbe-
richterstatterin, sich weiter an der Tätigkeit des Ständigen interinstitutionellen Ausschusses 
und seiner Nebenorgane zu beteiligen; 

 22. legt dem Ständigen interinstitutionellen Ausschuss nahe, bei der Verhütung und 
Bekämpfung von Binnenvertreibung sowie bei der Suche nach diesbezüglichen Lösungen 
für verstärkte Koordinierung, Wirksamkeit, Effizienz und Berechenbarkeit zu sorgen; 

 23. bekundet ihre tiefe Besorgnis 
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übereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen verabschiedete Überein-
kommen von Paris22 
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insbesondere Entwicklungsländern, bei ihren innerstaatlichen politischen und sonstigen 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Hilfe, dem Schutz, der Stärkung der Resilienz und 
der Rehabilitation für Binnenvertriebene und Aufnahmegemeinschaften, soweit angezeigt, 
ebenso behilflich zu sein wie bei der Einbindung der Menschenrechte und Bedürfnisse der 
Binnenvertriebenen in Strategien für die ländliche und die städtische Entwicklung und bei 
der Beteiligung der Binnenvertriebenen und der Aufnahmegemeinschaften an der Konzipie-
rung und Umsetzung dieser Strategien; 

 35. fordert die Vereinten Nationen auf, bei der Konkretisierung der Neuen Urbanen 
Agenda eng mit den Mitgliedstaaten und anderen maßgeblichen Akteuren, einschließlich 
der Kommunalverwaltungen, der Zivilgesellschaft und des Privatsektors, zusammenzuar-
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